
  
  

   
 

 
 
 

Stand: 20. März 2020  1 

 
Häufig gestellte Fragen im Zusammenhang mit den  
wirtschaftlichen Auswirkungen der Corona-Krise  

(FAQ-Katalog – Stand: 20. März 2020) 
 
 
Der nachfolgende „FAQ-Katalog“ bietet eine erste Orientierung für Fragen, die im unterneh-
merischen Alltag im Kontext der Corona-Krise auftauchen. Wir bitten um Verständnis, dass 
die Bundessteuerberaterkammer oder die Steuerberaterkammern in den Ländern keine ar-
beitsrechtliche Beratung der Berufsangehörigen übernehmen können. Der Katalog gibt daher 
lediglich die Auffassung der Bundessteuerberaterkammer unverbindlich wieder. 
 
Die Bundessteuerberaterkammer empfiehlt zudem, bei Erkrankungen und Verdachtsfällen 
umgehend mit dem zuständigen Gesundheitsamt Kontakt aufzunehmen und mit diesem die 
weitere Vorgehensweise abzustimmen. 
 
Aktuell: Bayern verhängt als erstes deutsches Bundesland Ausgangsperren.  
https://www.bayern.de/ 
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Wirtschaftliche Auswirkungen und Maßnahmen für Unternehmen/Mandanten 
 
1. Wann kann Kurzarbeitergeld beantragt werden? 
 

Wenn Unternehmen aufgrund der weltweiten Krankheitsfälle durch das Corona-Virus 
Kurzarbeit anordnen und es dadurch zu Entgeltausfällen kommt, können betroffene Be-
schäftigte Kurzarbeitergeld erhalten. Diese Leistung muss vom Arbeitgeber beantragt 
werden. Das Verfahren ist dem Grunde nach unverändert geblieben (siehe dazu nach-
stehende Frage).  
 
Die Bundesregierung hat aber in der vergangenen Woche das Gesetz zur befristeten  
krisenbedingten Verbesserung der Regelungen für das Kurzarbeitergeld (Gesetz vom 
13. März 2020, BGBl. I 2020, S. 493 ff.) mit den folgenden Erleichterungen verabschie-
det. Diese Neuerungen werden derzeit umgesetzt und sollen nach einer Ankündigung 
des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales rückwirkend ab 1. März 2020 gelten. 
 

• Wenn auf Grund schwieriger wirtschaftlicher Entwicklungen Aufträge ausbleiben, 
kann ein Betrieb Kurzarbeit anmelden, wenn mindestens 10 Prozent der Beschäftig-
ten vom Arbeitsausfall betroffen sein könnten. Diese Schwelle liegt bisher bei 30 
Prozent der Belegschaft. 

• Auf den Aufbau negativer Arbeitszeitsalden vor Zahlung des Kurzarbeitergeldes soll 
vollständig oder teilweise verzichtet werden können. Das geltende Recht verlangt, 
dass in Betrieben, in denen Vereinbarungen zu Arbeitszeitschwankungen genutzt 
werden, diese auch zur Vermeidung von Kurzarbeit eingesetzt und ins Minus gefah-
ren werden.   

• Auch Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer können künftig Kurzarbeitergeld 
beziehen. 

• Die Sozialversicherungsbeiträge, die Arbeitgeber normalerweise für ihre Beschäftig-
ten zahlen müssen, soll die Bundesagentur für Arbeit künftig vollständig erstatten. 
Damit soll ein Anreiz geschaffen werden, Zeiten der Kurzarbeit stärker für die Wei-
terbildung der Beschäftigten zu nutzen. 
 

Wichtig: Betriebe, die aufgrund der Auswirkungen der Corona-Krise Kurzarbeitergeld be-
antragen möchten, müssen die Kurzarbeit zuvor bei der zuständigen Agentur für Arbeit 
melden. Diese prüft dann, ob die Voraussetzungen für die Leistung erfüllt sind. 
 
Quelle: 
https://www.bmas.de/DE/Presse/Meldungen/2020/mit-kurzarbeit-gemeinsam-beschaefti-
gung-sichern.html 

 
2. Wo finde ich Informationen zum Kurzarbeitergeld? 
 

Alle Informationen zur Beantragung von Kurzarbeitergeld finden sich auf der Homepage 
der Bundesagentur für Arbeit. Diese werden laufend aktualisiert. Die Bundesagentur für 
Arbeit hat auch zwei Erklärvideos auf YouTube eingestellt.  
  
 

https://www.bmas.de/DE/Presse/Meldungen/2020/mit-kurzarbeit-gemeinsam-beschaeftigung-sichern.html
https://www.bmas.de/DE/Presse/Meldungen/2020/mit-kurzarbeit-gemeinsam-beschaeftigung-sichern.html
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Allgemeine Hinweis zum Kurzarbeitergeld finden sich auch im Merkblatt „Kurzarbeiter-
geld – Dienste und Leistungen der Agentur für Arbeit – Informationen für Arbeitgeber 
und Betriebsvertretungen“ 
 
Auch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat einen umfassenden FAQ-Kata-
log erstellt und eine Sonderseite mit allen relevanten Informationen eingerichtet  
 
ACHTUNG: Die Arbeitsagenturen weisen darauf hin, dass das Telefonnetz überlastet ist, 
Anrufe bei Arbeitsagenturen und Jobcentern sollen auf Notfälle beschränkt werden. Es 
wird darum gebeten, Anträge formlos per Mail oder über den eService der Arbeitsagen-
turen zu stellen oder in den Hausbriefkasten einzuwerfen.  
 
Quellen: 

Bundesagentur für Arbeit:   
https://www.arbeitsagentur.de/news/corona-virus-informationen-fuer-unternehmen-zum-
kurzarbeitergeld 
 
Erklärvideos: 

Teil 1 - Voraussetzungen des Kurzarbeitergeldes:  
https://www.youtube.com/watch?v=qcYyWXkL6PY 
 
Teil 2 - Verfahren zur Beantragung des Kurzarbeitergeldes 
https://www.youtube.com/watch?v=6C-Nq3zTWQs  
 
 
Merkblatt Arbeitsagentur: 

https://www.arbeitsagentur.de/datei/merkblatt-8a-kurzarbeitergeld_ba015385.pdf 
 
 

BMAS: https://www.bmas.de/DE/Presse/Meldungen/2020/mit-kurzarbeit-gemeinsam-bes-
chaeftigung-sichern.html 
 

3. Was ist beim Kurzarbeitergeld zu beachten? 
 

WICHTIG: In den Lohnabrechnungsprogrammen finden sich auch Tools zur Berechnung 
des Kurzarbeitergeldes. 
 
Kurzarbeitergeld wird in 2 Stufen beantragt.  
 

• Anzeige bei den Arbeitsagenturen 
Der Bedarf für Kurzarbeitergeld muss gegenüber den Arbeitsagenturen mittels des 
untenstehenden Formulars einmalig angezeigt werden. Die Formulare finden sich 
auf der Homepage der Bundesagentur und sind der Regel auch in der Lohnabrech-
nungssoftware enthalten. 

 

• Antrag auf Leistung des Kurzarbeitergeldes 
Die Leistungen müssen zunächst mittels der Lohnsoftware errechnet werden und 
dann von den Unternehmen zunächst ausgezahlt werden. Für die Beantragung des 
Kurzarbeitergeldes sind grundsätzlich die untenstehenden Vordrucke zu verwenden. 
Der Leistungsantrag ist in einfacher Ausfertigung bei der Agentur für Arbeit einzu-

https://www.arbeitsagentur.de/news/corona-virus-informationen-fuer-unternehmen-zum-kurzarbeitergeld
https://www.arbeitsagentur.de/news/corona-virus-informationen-fuer-unternehmen-zum-kurzarbeitergeld
https://www.youtube.com/watch?v=qcYyWXkL6PY
https://www.youtube.com/watch?v=6C-Nq3zTWQs%20
https://www.arbeitsagentur.de/datei/merkblatt-8a-kurzarbeitergeld_ba015385.pdf
https://www.bmas.de/DE/Presse/Meldungen/2020/mit-kurzarbeit-gemeinsam-beschaeftigung-sichern.html
https://www.bmas.de/DE/Presse/Meldungen/2020/mit-kurzarbeit-gemeinsam-beschaeftigung-sichern.html
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reichen, in deren Bezirk die für den Betrieb zuständige Lohnabrechnungsstelle liegt. 
Für jeden Monat muss ein Antrag auf Erstattung des Kurzarbeitergeldes gestellt 
werden. 

 
Wer hat einen Anspruch auf KUG? 
 
Arbeitgeber können KUG nur für die Arbeitnehmer beantragen, die auch versicherungs-
pflichtig in der Arbeitslosenversicherung sind. Teilzeitbeschäftigte und Leiharbeitnehmer 
können Kurzarbeitergeld erhalten.  
 
Keinen Anspruch auf Kurzarbeitergeld haben geringfügig Beschäftigte, Rentner, Bezie-
her von Krankengeld und Auszubildende.  
 
Besonderheiten gelten für Mitarbeiter in Quarantäne. Diese haben nach § 56 Abs. 1 S. 2 
Infektionsschutzgesetz (IFSG) einen Anspruch auf Entschädigung, der sich nach dem 
Verdienstausfall bemisst (§ 56 Abs. 2 S. 1 IFSG). 
 
Wie hoch ist das KUG? 
 
Das Kurzarbeitergeld berechnet sich nach dem Netto-Entgeltausfall. Beschäftigte in 
Kurzarbeit (= vollständige Reduzierung der Arbeitszeit) erhalten grundsätzlich 60 Pro-
zent des pauschalierten Netto-Entgelts. Lebt mindestens ein Kind mit im Haushalt, be-
trägt das Kurzarbeitergeld 67 Prozent des ausgefallenen pauschalierten Netto-Entgelts. 
Soweit Arbeitszeit und damit auch Entgelt nicht vollständig entfallen, sondern lediglich 
reduziert werden, besteht nur ein anteiliger Anspruch auf Kurzarbeitergeld. 
 
Die Berechnung des Kurzarbeitergeldes erledigen die Lohnabrechnungsprogramme.  
Tabellen zur Berechnung des Kurzarbeitergeldes finden sich auf der Website der Bun-
desagentur für Arbeit.  
 
Achtung: Wer in seinem Hauptarbeitsplatz in Kurzarbeit gegangen ist und danach einen 
Mini-Job antritt, muss sich nach dem geltenden Recht den Hinzuverdienst auf das Kurz-
arbeitergeld anrechnen lassen. Keine Anrechnung erfolgt aber, wenn der Mini-Job schon 
vor der Kurzarbeit bestanden hat.  
 
Quellen: 

 
Formular Anzeige Kurzarbeitergeld 
https://www.arbeitsagentur.de/datei/anzeige-kug101_ba013134.pdf 
 
Formular Leistungsantrag Kurzarbeitergeld 
https://www.arbeitsagentur.de/datei/antrag-kug107_ba015344.pdf 
 
Formular KUG-Abrechnungsliste - Anlage zum Leistungsantrag 
https://www.arbeitsagentur.de/datei/kug108_ba013010.pdf 

 
Minijobzentrale 
https://www.minijob-zentrale.de/DE/00_home/01_aktuelles/Kurzarbeitergeld.html 

 
  

https://www.arbeitsagentur.de/datei/anzeige-kug101_ba013134.pdf
https://www.arbeitsagentur.de/datei/antrag-kug107_ba015344.pdf
https://www.arbeitsagentur.de/datei/kug108_ba013010.pdf
https://www.minijob-zentrale.de/DE/00_home/01_aktuelles/Kurzarbeitergeld.html
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4. Welche Unterstützungsangebote gibt es für Unternehmen? 
 
Das BMWi hat einen 3-Stufen-Plan für Unterstützungsmöglichkeiten veröffentlicht. Die 
von der KfW bereitgestellten Möglichkeiten finden Sie auf der Homepage. Es besteht die 
Möglichkeit, einen Newsletter zur Corona-Hilfe bei der KfW zu abonnieren. 
 
Um die Liquiditätsbereitstellung zu beschleunigen, eröffnet der Bund die Möglichkeit, 
dass die Bürgschaftsbanken Entscheidungen bis zu einem Betrag von 250.000 Euro ei-
genständig und innerhalb von 3 Tagen treffen können. Eine kostenlose Vorabanfrage für 
ein Finanzierungsvorhaben können Unternehmen über das Finanzierungsportal der 
Bürgschaftsbanken ganz unbürokratisch stellen. Die Bürgschaftsbank verspricht eine 
Rückmeldung innerhalb von 48 Stunden.   
 
Die Adressen der Bürgschaftsbanken sind hier zu finden. Bei der IBB können ab Don-
nerstag, den 19.03.2020, Anträge für Liquiditätshilfen online gestellt werden. Der Ver-
band Haus & Grund rät, bei Zahlungsschwierigkeiten bei der Miete den Vermieter zu 
kontaktieren, um eine individuelle Lösung zu finden.  
 
Quellen: 
BMWi: https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/B/bmwi-3-stufen-plan-ueber-
blick.pdf?__blob=publicationFile&v=6 
KfW: https://www.kfw.de/KfW-Konzern/Newsroom/Aktuelles/KfW-Corona-Hilfe-Unterneh-
men.html 

IBB:https://www.ibb.de/de/wirtschaftsfoerderung/themen/coronavirus/corona-liquiditaets-
engpaesse.html) 
Bürgschaftsbanken: https://finanzierungsportal.ermoeglicher.de/ 
Haus und Grund: https://www.hausundgrund.de/mietzahlung-zeiten-der-corona-krise 
 

5. Wie kann man den Solo-Selbständigen helfen, bei denen die Erleichterungen für 
Arbeitgeber nicht greifen? 

 
Selbstständige, deren Betrieb oder Praxis während einer angeordneten Quarantäne 
ruht, können nach § 56 Infektionsschutzgesetz bei der zuständigen Behörde einen  
„Ersatz der in dieser Zeit weiterlaufenden nicht gedeckten Betriebsausgaben in ange-
messenem Umfang" beantragen. 
 
Problematisch ist die Lage der Selbstständigen, die selbst nicht von einer Quarantäne 
betroffen sind, denen aber die Umsätze wegbrechen. Für sie kann auch der angekün-
digte Notfallfonds für KMU interessant sein, der bei Verbindlichkeiten aus Miet- und 
Pachtverhältnissen helfen soll. Einzelheiten sind hierzu jedoch bisher nicht bekannt.  
 
Bei Selbständigen berechnet sich der Verdienstausfall pro Monat nach einem Zwölftel 
des Arbeitseinkommens (§ 15 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IV)). Nach 
den allgemeinen Gewinnermittlungsvorschriften des Einkommensteuerrechts ist der er-
mittelte Gewinn aus der selbständigen Tätigkeit maßgeblich. Als Nachweis dient der 
letzte Einkommensteuerbescheid. Darüber hinaus können Aufwendungen für die private 
soziale Sicherung geltend gemacht werden. 

 
 
 

https://www.vdb-info.de/mitglieder
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/B/bmwi-3-stufen-plan-ueberblick.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/B/bmwi-3-stufen-plan-ueberblick.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.kfw.de/KfW-Konzern/Newsroom/Aktuelles/KfW-Corona-Hilfe-Unternehmen.html
https://www.kfw.de/KfW-Konzern/Newsroom/Aktuelles/KfW-Corona-Hilfe-Unternehmen.html
https://www.ibb.de/de/wirtschaftsfoerderung/themen/coronavirus/corona-liquiditaets-engpaesse.html
https://www.ibb.de/de/wirtschaftsfoerderung/themen/coronavirus/corona-liquiditaets-engpaesse.html
https://finanzierungsportal.ermoeglicher.de/
https://www.hausundgrund.de/mietzahlung-zeiten-der-corona-krise
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BMF 

✔@BMF_Bund 

 
"Wir arbeiten an einem Notfallfonds, der sich an kleinere und mittelständische Unterneh-
men richtet," so @OlafScholz @handelsblatt. Damit soll z.B. bei Verbindlichkeiten aus 
Miet- und Pachtverhältnissen geholfen werden. #Schutzschild #Wirtschaft #Coronavi-
rusDE #COVID19de 
 
Berlin hat am 19.3.2020 Maßnahmen beschlossen, die speziell Soloselbständigen und 
Kleinunternehmern helfen sollen. 
 
Quellen: 
https://www.berlin.de/ba-treptow-koepenick/aktuelles/pressemitteilungen/2020/presse-
mitteilung.908330.php 
 
https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/pressemittei-
lung.909713.php?fbclid=IwAR3rXbnzPk5uHu-VsdiKoKuIz6i5EIfOHRzSLiWTK_iWTpl-
FUYXEpOHvv9Q 
 

6. Gibt es Entschädigungen, wenn ein Auftrag wegen des Corona-Virus ausfällt  
(„höhere Gewalt“)? 

 
Ob eine vertragliche Force-Majeure-Klausel (französisch für "höhere Gewalt") im Zuge 
der Corona-Krise greift, kommt auf bestimmte Voraussetzungen an. Ansonsten muss 
man jeden Einzelfall genau betrachten. Der DIHK empfiehlt, bei aktuellen Problemen o-
der Stornierungen, mit Geschäftspartnern über einen fairen Ausgleich für beide Seiten 
zu sprechen und sich im Zweifel von Rechtsanwälten beraten zu lassen. Selbst bei Lie-
ferausfällen im internationalen Handel können sich die Rechtsfolgen von vermeintlich o-
der auch tatsächlich höherer Gewalt stark unterscheiden – je nachdem, ob die Verträge 
nach deutschem oder angelsächsischen Recht geschlossen worden sind. 
 
Quellen: 
https://www.stuttgart.ihk24.de/fuer-unternehmen/international/aktuelles/corona-virus-
hoehere-gewalt-4701112 
 

7. Gibt es Regelungen für insolvenzgefährdete Unternehmen? 
 
Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) bereitet eine ge-
setzliche Regelung zur Aussetzung der Insolvenzantragspflicht bis zum 30. September 
2020 vor, um Unternehmen zu schützen, die infolge der Corona-Epidemie in eine finan-
zielle Schieflage geraten. Als Vorbild hierfür dienen Regelungen, die anlässlich der 
Hochwasserkatastrophen 2002, 2013 und 2016 getroffen wurden. 
 
Eine Verordnungsermächtigung soll dem BMJV ermöglichen, die Lockerung des Insol-
venzrechts ggf. bis Ende März 2021 zu verlängern. Laut BMJV soll die Insolvenzordnung 
in der kommenden Woche in einem Maßnahmengesetz vom Bundestag kurzfristig geän-
dert werden. 
 

  

https://twitter.com/BMF_Bund
https://twitter.com/BMF_Bund
https://twitter.com/OlafScholz
https://twitter.com/handelsblatt
https://twitter.com/hashtag/Schutzschild?src=hash
https://twitter.com/hashtag/Wirtschaft?src=hash
https://twitter.com/hashtag/CoronavirusDE?src=hash
https://twitter.com/hashtag/CoronavirusDE?src=hash
https://twitter.com/hashtag/COVID19de?src=hash
https://www.berlin.de/ba-treptow-koepenick/aktuelles/pressemitteilungen/2020/pressemitteilung.908330.php
https://www.berlin.de/ba-treptow-koepenick/aktuelles/pressemitteilungen/2020/pressemitteilung.908330.php
https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/pressemitteilung.909713.php?fbclid=IwAR3rXbnzPk5uHu-VsdiKoKuIz6i5EIfOHRzSLiWTK_iWTplFUYXEpOHvv9Q
https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/pressemitteilung.909713.php?fbclid=IwAR3rXbnzPk5uHu-VsdiKoKuIz6i5EIfOHRzSLiWTK_iWTplFUYXEpOHvv9Q
https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/pressemitteilung.909713.php?fbclid=IwAR3rXbnzPk5uHu-VsdiKoKuIz6i5EIfOHRzSLiWTK_iWTplFUYXEpOHvv9Q
https://www.stuttgart.ihk24.de/fuer-unternehmen/international/aktuelles/corona-virus-hoehere-gewalt-4701112
https://www.stuttgart.ihk24.de/fuer-unternehmen/international/aktuelles/corona-virus-hoehere-gewalt-4701112
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Quelle: 
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2020/031620_Insolvenzantrags-
pflicht.html 
 

8. In welchem Fall kann man Entschädigungen nach dem Infektionsschutzgesetz be-
antragen? 

 
Das Ausfüllen der Anträge auf Entschädigungen nach dem Infektionsschutzgesetz dürfte 
ebenso wie die Berechnung von Kurzarbeitergeld zulässig sein. Für weitergehende Fra-
gen ist anwaltlicher Rat einzuholen. 
 
Wer aufgrund infektionsschutzrechtlicher Gründe eine Tätigkeitsverbot oder einer Qua-
rantäne (§ 30 IfSG) unterliegt oder unterworfen wird und dadurch einen Verdienstausfall 
erleidet ohne krank zu sein, kann auf Antrag eine Entschädigung nach §§ 56 ff. IfSG er-
halten. Voraussetzung ist, dass das Tätigkeitsverbot bzw. die Quarantäne vom zuständi-
gen Gesundheitsamt ausgesprochen wurde. Die Höhe der Entschädigung bemisst sich 
nach dem Verdienstausfall.  
 
Ein Entschädigungsanspruch besteht u.a. nicht für 
 
- Eltern ohne Tätigkeitsverbot, deren Kinder wegen eines Besuchsverbots gemäß 

IfSG keine Betreuungseinrichtung besuchen dürfen 
- bei anderweitigem, entlohntem Einsatz im Betrieb 
- für die Zeit einer Krankschreibung oder Krankmeldung 
- für Auszubildende, die aus einem in ihrer Person liegenden Grund unverschuldet 

verhindert sind, ihre Pflichten aus dem Berufsausbildungsverhältnis zu erfüllen (ge-
mäß § 19 Abs. 1 Nr. 2 b) BBiG) 

 
Bei Arbeitnehmern muss der Arbeitgeber für maximal 6 Wochen die Lohnfortzahlung 
übernehmen. Die Renten-, Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherungspflicht be-
steht weiterhin. Die jeweiligen Beiträge (Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteil) trägt das 
jeweilige Bundesland. Für die ausgezahlten Beträge können Arbeitgeber beim zuständi-
gen Gesundheitsamt einen Erstattungsantrag stellen. 
 
Sobald ein Arbeitnehmer mit Tätigkeitsverbot bzw. unter Quarantäne, der bisher symp-
tomfrei war, erkrankt, besteht Arbeitsunfähigkeit. In diesem Fall hat der Arbeitnehmer 
vorrangig Anspruch auf Lohnfortzahlung im Krankheitsfall für die ersten sechs Wochen 
und ab der siebten Woche Anspruch auf Krankengeld von der zuständigen Kranken-
kasse.  
 
Bei Selbständigen bemisst sich der Verdienstausfall pro Monat nach einem Zwölftel des 
Arbeitseinkommens. Darüber hinaus können Betriebsausgaben in angemessenem Um-
fang und Aufwendungen für die private soziale Sicherung geltend gemacht werden.  
 
Im Hinblick auf Entschädigungen für Betriebsschließungen, Veranstaltungsverbote u. ä. 
aufgrund behördlicher Anordnung, aber ohne unmittelbare infektionsrechtliche Gründe, 
ist der Wortlaut des IfSG nicht eindeutig. Die zuständigen Landesbehörden vertreten je-
doch derzeit einhellig die Auffassung, dass auf Grundlage des Infektionsschutzgesetzes 
in diesen Fällen kein Anspruch auf Entschädigung besteht. Sowohl die Bundesregierung 

https://www.bmjv.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2020/031620_Insolvenzantragspflicht.html
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2020/031620_Insolvenzantragspflicht.html
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als auch die Länder verweisen insofern auf Unterstützungs- und Hilfsprogramme für die 
Wirtschaft (siehe auch unter Punkt 3).  
 
Die einzelnen Maßnahmen der Finanzverwaltungen der Länder (z.B. Stundungen, Frist-
verlängerungen etc.)  finden Sie ebenfalls in Anlage 1. 
 
Für die Praxis bedeutet dies, dass nach der aktuellen Lage davon auszugehen ist, dass 
solche Anträge abschlägig beschieden würden. Die Rechtslage müsste dann von den 
Gerichten geklärt werden. Eine gute Übersicht zu Entschädigungen nach IfSG und wei-
terführende Informationen finden sich auf der Webseite des Landes Hessen. 
 
Quelle 
https://service.hessen.de/html/Infektionsschutz-Entschaedigung-bei-Taetigkeitsverbot-
7007.htm 
 

9. Welche Soforthilfen der Bundesländer im Zusammenhang mit der Corona-Krise 
gibt es derzeit? 
 
Alle Bundesländer haben ein Soforthilfeprogramm eingerichtet. Weitere Informationen 
finden Sie in Anlage 1. Bitte beachten Sie, dass die Liste noch nicht vollständig ist und 
derzeit weiterhin überarbeitet wird.  
 
 

 

Verfahrensrecht/steuer- und sozialversicherungsrechtliche Fragestellungen 
 
10. Wie helfen das Finanzamt und die Zollverwaltung?  
 

Um die Unternehmen, die durch die Corona-Krise unmittelbar in wirtschaftliche Schwie-
rigkeiten geraten, zu entlasten, haben sich das BMF und die Länderfinanzbehörden auf 
folgende Maßnahmen geeinigt (BMF-Schreiben vom 19. März 2020 und Gleich lautende 
Erlasse der obersten Finanzbehörden der Länder vom 19. März 2020): 
 
• zinslose Stundung von Einkommen-, Körperschaft- und Umsatzsteuer für nachweis-

lich unmittelbar und nicht unerheblich betroffene Steuerpflichtige bis zum 31. De-
zember 2020 unter Darlegung ihrer Verhältnisse. Die entstandenen Schäden müs-
sen nicht zwingend im Einzelnen wertmäßig nachgewiesen werden. Anträge auf 
Stundungen der nach dem 31. Dezember 2020 fälligen Steuern müssen besonders 
begründet werden.  

• Stundungen der Gewerbesteuer müssen die Unternehmen bei den zuständigen Ge-
meinden beantragen (Ausnahme: Stadtstaaten). Diese unterliegen jedoch nicht den 
Weisungen der Landesfinanzbehörden. 

• Stundung von Lohnsteuer ist nicht möglich. 
• Herabsetzung von Vorauszahlungen für Einkommen- und Körperschaftsteuer und 

des Gewerbesteuer-Messbetrages für Zwecke der Gewerbesteuer-Vorauszahlun-
gen für nachweislich unmittelbar und nicht unerheblich betroffene Steuerpflichtige 
bis zum 31. Dezember 2020 unter Darlegung ihrer Verhältnisse. Die entstandenen 
Schäden müssen nicht zwingend im Einzelnen wertmäßig nachgewiesen werden. 

https://service.hessen.de/html/Infektionsschutz-Entschaedigung-bei-Taetigkeitsverbot-7007.htm
https://service.hessen.de/html/Infektionsschutz-Entschaedigung-bei-Taetigkeitsverbot-7007.htm


  
  

   
 

 
 
 

Stand: 20. März 2020  11 

Anträge auf Anpassung der Vorauszahlungen, die nur Zeiträume nach dem 31. De-
zember 2020 betreffen, sind besonders zu begründen.  

• Aussetzung der Vollstreckungsmaßnahmen wie etwa Kontopfändungen bis zum 
31. Dezember 2020, solange der Steuerschuldner von den Auswirkungen des 
Corona-Virus unmittelbar und nicht unerheblich betroffen ist. 

 
Das Bayerische Landesamt für Steuern hat bereits reagiert und auf seiner Webseite 
das Antragsformular "Steuererleichterungen aufgrund der Auswirkungen des Coronavi-
rus" zum Download bereitgestellt. NRW bietet jetzt auch ein eigenes Formular an: 
https://www.land.nrw/sites/default/files/asset/document/formular.pdf 
 
Bei den Steuern, die von der Zollverwaltung verwaltet werden (z.B. Energiesteuer und 
Luftverkehrssteuer), ist die Generalzolldirektion angewiesen worden, den Steuerpflichti-
gen angemessen entgegenzukommen. Auch für diese Steuern werden Stundungen, 
Vollstreckungsaufschub und Anpassung der Vorauszahlungen gewährt.  
 
Gleiches gilt für das Bundeszentralamt für Steuern, das u.a. für die Versicherungssteuer 
zuständig ist und entsprechend verfahren soll. 
 
Im Hinblick auf weitere Erleichterungen bei der Umsatzsteuer hat aktuell NRW bekannt 
gegeben, dass Sondervorauszahlungen für Dauerfristverlängerung bei der Umsatz-
steuer für krisenbetroffene Unternehmen auf Antrag auf Null herabgesetzt werden. Hes-
sen will bereits überwiesene Sondervorauszahlungen auf formlosen Antrag kurzfristig 
zurückerstatten. 
 
Weitere Maßnahmen sind noch nicht bekannt. Dem Vernehmen nach sind eine Verlän-
gerung von Abgabefristen für Umsatzsteuervoranmeldungen oder eine generelle Um-
stellung zu quartalsweisen Voranmeldungen im Gespräch. 
 
Quellen: 
BMF:  https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/The-

men/Oeffentliche_Finanzen/2020-03-13-Schutzschild-Beschaeftigte-Unterneh-
men.html 

 
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schrei-
ben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2020-03-19-steuerliche-mass-
nahmen-zur-beruecksichtigung-der-auswirkungen-des-coronavi-
rus.pdf?__blob=publicationFile&v=1 
 
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/The-
men/Steuern/Steuerarten/Gewerbesteuer/2020-03-19-gewerbesteuerliche-mas-
snahmen-zur-beruecksichtigung-der-auswirkungen-des-coronavirus-an-
lage.pdf?__blob=publicationFile&v=2 
 

BMWi:  https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Artikel/Wirtschaft/altmaier-zu-coronavirus-
stehen-im-engen-kontakt-mit-der-wirtschaft.html 

 
Zoll: https://www.zoll.de/SharedDocs/Fachmeldungen/Aktuelle-Einzelmeldun-

gen/2020/uebergreifend_coronavirus.html?nn=280764#doc368868bodyText3 

https://www.finanzamt.bayern.de/?doc=104233
https://www.finanzamt.bayern.de/?doc=104233
https://www.land.nrw/sites/default/files/asset/document/formular.pdf
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Oeffentliche_Finanzen/2020-03-13-Schutzschild-Beschaeftigte-Unternehmen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Oeffentliche_Finanzen/2020-03-13-Schutzschild-Beschaeftigte-Unternehmen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Oeffentliche_Finanzen/2020-03-13-Schutzschild-Beschaeftigte-Unternehmen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2020-03-19-steuerliche-massnahmen-zur-beruecksichtigung-der-auswirkungen-des-coronavirus.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2020-03-19-steuerliche-massnahmen-zur-beruecksichtigung-der-auswirkungen-des-coronavirus.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2020-03-19-steuerliche-massnahmen-zur-beruecksichtigung-der-auswirkungen-des-coronavirus.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2020-03-19-steuerliche-massnahmen-zur-beruecksichtigung-der-auswirkungen-des-coronavirus.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Steuerarten/Gewerbesteuer/2020-03-19-gewerbesteuerliche-massnahmen-zur-beruecksichtigung-der-auswirkungen-des-coronavirus-anlage.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Steuerarten/Gewerbesteuer/2020-03-19-gewerbesteuerliche-massnahmen-zur-beruecksichtigung-der-auswirkungen-des-coronavirus-anlage.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Steuerarten/Gewerbesteuer/2020-03-19-gewerbesteuerliche-massnahmen-zur-beruecksichtigung-der-auswirkungen-des-coronavirus-anlage.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Steuerarten/Gewerbesteuer/2020-03-19-gewerbesteuerliche-massnahmen-zur-beruecksichtigung-der-auswirkungen-des-coronavirus-anlage.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Artikel/Wirtschaft/altmaier-zu-coronavirus-stehen-im-engen-kontakt-mit-der-wirtschaft.html
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Artikel/Wirtschaft/altmaier-zu-coronavirus-stehen-im-engen-kontakt-mit-der-wirtschaft.html
https://www.zoll.de/SharedDocs/Fachmeldungen/Aktuelle-Einzelmeldungen/2020/uebergreifend_coronavirus.html?nn=280764#doc368868bodyText3
https://www.zoll.de/SharedDocs/Fachmeldungen/Aktuelle-Einzelmeldungen/2020/uebergreifend_coronavirus.html?nn=280764#doc368868bodyText3
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KMLZ:  https://www.kmlz.de/de/Umsatzsteuer/Newsletter_08_2020# 
 
NRW: https://www.land.nrw/de/pressemitteilung/wirtschaftsgipfel-landesregierung-

sagt-nrw-rettungsschirm-zu-sondervermoegen-von-25 
 
Hessen: https://www.fuldaerzeitung.de/regional/hessen/coronakrise-hessen-spannt-milli-

ardenschweren-rettungsschirm-FC9488700 
 

11. Welche Auswirkungen hat die Corona-Krise auf Außenprüfungen? 
 
Die Finanzverwaltungen der Länder entscheiden jeweils für ihr Land, in welchem Um-
fang die Behörden einschließlich der Finanzämter arbeiten. Grundsätzlich ist davon aus-
zugehen, dass auch die Finanzämter für den Publikumsverkehr schließen und Außen-
prüfungen unterbrochen werden. Weiterhin ist davon auszugehen, dass Finanzämter 
weiterhin per Telefon, Post bzw. E-Mail Mail und über das Portal Elster-Online erreichbar 
sind.  
 
Im Hinblick auf die Festsetzungsverjährung bei Außenprüfungen gilt zunächst § 171 
Abs. 4 S. 1 AO. Der Anwendungsbereich von § 171 Abs. 4 S. 2 AO dürfte durch Corona-
bedingte Unterbrechungen der Außenprüfung nicht anwendbar sein.  
 
Im Übrigen dürfte § 171 Abs. 1 AO erfüllt sein. Hiernach läuft die Festsetzungsfrist nicht 
ab, solange die Steuerfestsetzung wegen höherer Gewalt innerhalb der letzten sechs 
Monate des Fristablaufs nicht erfolgen kann. 
 

12. Welche Auswirkungen hat die Corona-Krise auf Fristen? 
 
Die Finanzverwaltungen der Länder entscheiden jeweils für ihr Land, in welchem Um-
fang die Behörden einschließlich der Finanzämter arbeiten. Grundsätzlich ist davon aus-
zugehen, dass auch die Finanzämter für den Publikumsverkehr schließen aber weiterhin 
per Telefon, Post bzw. E-Mail und das Portal Elster-Online erreichbar sind.  
 
Für Abgabe- und Mitwirkungsfristen im Rahmen des Festsetzungsverfahrens sind nach 
aktuellem Stand (noch) keine Erleichterungen vorgesehen. Es empfiehlt sich daher, bei 
drohendem Fristablauf rechtzeitig einen Antrag auf Fristverlängerung zu stellen. Ggf. 
sollte Rücksprache mit dem zuständigen Finanzamt gehalten werden.  
 
Im Hinblick auf Zahlungsfristen verweisen wir auf Punkt 8 „Wie helfen das Finanzamt 
und die Zollverwaltung?“ 
 
Bei den Steuern, die von der Zollverwaltung verwaltet werden (z.B. Energiesteuer und 
Luftverkehrssteuer), sei die Generalzolldirektion angewiesen worden, den Steuerpflichti-
gen entgegenzukommen. Gleiches gilt für das Bundeszentralamt für Steuern, das für die 
Versicherungssteuer und die Umsatzsteuer zuständig ist und entsprechend verfahren 
soll 
 
Quelle: 
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/FAQ/2020-03-13-Corona-FAQ.html 
 

https://www.kmlz.de/de/Umsatzsteuer/Newsletter_08_2020
https://www.land.nrw/de/pressemitteilung/wirtschaftsgipfel-landesregierung-sagt-nrw-rettungsschirm-zu-sondervermoegen-von-25
https://www.land.nrw/de/pressemitteilung/wirtschaftsgipfel-landesregierung-sagt-nrw-rettungsschirm-zu-sondervermoegen-von-25
https://www.fuldaerzeitung.de/regional/hessen/coronakrise-hessen-spannt-milliardenschweren-rettungsschirm-FC9488700
https://www.fuldaerzeitung.de/regional/hessen/coronakrise-hessen-spannt-milliardenschweren-rettungsschirm-FC9488700
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/FAQ/2020-03-13-Corona-FAQ.html
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13. Welche Auswirkung hat die Corona-Krise auf Sanktionen (z.B. Säumnis- und Ver-
spätungszuschläge)? 
 
Nach aktuellem Stand gelten die allgemeinen Regelungen im Hinblick auf Verspätungs-
zuschläge fort: Sie können derzeit nur durch Fristverlängerungsanträge verhindert wer-
den. Es ist nach den derzeitig verfügbaren Informationen davon auszugehen ist, dass 
die Finanzämter angewiesen werden, über solche Anträge großzügig zu entscheiden.  
 
Im Hinblick auf Vollstreckungsmaßnahmen gilt, dass bei Unternehmen, die unmittelbar 
und nicht unerheblich vom Corona-Virus betroffen sind, von diesen bei allen rückständi-
gen oder bis zum 31. Dezember 2020 fällig werdenden Steuern bis Ende des Jahres 
2020 abgesehen werden soll. In den betreffenden Fällen sollen auch vom 19. März 2020 
bis zum 31. Dezember 2020 verwirkte Säumniszuschläge erlassen werden. Die Finanz-
ämter können den Erlass durch Allgemeinverfügung regeln. 
 
Quelle: 
 
BMF: https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schrei-

ben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2020-03-19-steuerliche-massnah-
men-zur-beruecksichtigung-der-auswirkungen-des-coronavirus.pdf?__blob=publi-
cationFile&v=1 

 
14. Welche Auswirkungen hat die Corona-Krise auf die Zahlung der Sozialversiche-

rungsbeiträge? 
 

Derzeit wird von den zuständigen Stellen auch geprüft, ob für Unternehmen nach dem 
Vorbild der Erleichterungen bei der Flutkatastrophe im Jahr 2013 ebenfalls Erleichterun-
gen an dem heute geltenden Verfahren u. a. der Stundung der Beitragszahlung der Ge-
samtsozialversicherungsbeiträge geschaffen werden. Offen ist derzeit aber noch, ob sol-
che Regelungen kommen.  
 
Die Möglichkeit einer Stundung von Sozialversicherungsbeiträgen ist in § 76 Abs. 2 Satz 
1 Nr. 1 SGB IV geregelt. Danach dürfen Ansprüche auf den Gesamtsozialversicherungs-
beitrag dann gestundet werden, wenn die sofortige Einziehung mit erheblichen Härten 
für das Unternehmen verbunden wäre und der Anspruch durch die Stundung nicht ge-
fährdet wird. 
 
Eine erhebliche Härte für das Unternehmen ist gegeben, wenn es sich aufgrund ungüns-
tiger wirtschaftlicher Verhältnisse vorübergehend in ernsthaften Zahlungsschwierigkeiten 
befindet oder im Falle der sofortigen Einziehung der fälligen Sozialversicherungsabga-
ben in diese geraten würde. Eine Stundung darf allerdings nicht gewährt werden, wenn 
eine Gefährdung des Anspruches eintreten würde. Das ist der Fall, wenn die Zahlungs-
schwierigkeiten nicht nur vorübergehend sind oder eine Überschuldung in absehbarer 
Zeit offensichtlich nicht abgebaut werden kann. Die Stundung setzt einen entsprechen-
den Antrag des Unternehmens voraus, wobei das Vorliegen der oben genannten Vo-
raussetzungen zu belegen ist. 
 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2020-03-19-steuerliche-massnahmen-zur-beruecksichtigung-der-auswirkungen-des-coronavirus.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2020-03-19-steuerliche-massnahmen-zur-beruecksichtigung-der-auswirkungen-des-coronavirus.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2020-03-19-steuerliche-massnahmen-zur-beruecksichtigung-der-auswirkungen-des-coronavirus.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2020-03-19-steuerliche-massnahmen-zur-beruecksichtigung-der-auswirkungen-des-coronavirus.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Über den Stundungsantrag entscheidet die Krankenkasse als zuständige Einzugsstelle 
nach pflichtgemäßem Ermessen. Bitte wenden Sie sich direkt an Ihre jeweils zuständige 
Krankenkasse. 

 
15. Können freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherte hauptbe-

rufliche Selbstständige beim Wegbrechen ihrer Aufträge ihre Beiträge zur gesetzli-
chen Krankenversicherung reduzieren?  
 
Derzeit wird geprüft, wie das heute geltende Beitragsermäßigungsverfahren in der ge-
setzlichen Krankenversicherung für Selbstständige aufgrund der Corona-Krise erleichtert 
bzw. angepasst wird. Bis auf Weiteres gilt Folgendes: 
 
Nach dem geltenden Recht sind schon heute bei Veränderungen der Einkommen Redu-
zierungen der Beiträge in der gesetzlichen Krankenversicherung möglich. Selbst wenn 
der Selbstständige weniger oder gar kein Einkommen hat, gilt für die Berechnung der 
Beiträge im Jahr 2020 die monatliche Mindesteinnahme von 1.061,67 Euro.  
 
Bei sich verändernden Einnahmen um mehr als 25 Prozent können in der gesetzlichen 
Krankenkasse versicherte hauptberufliche Selbstständige bei ihren Krankenkassen be-
reits heute eine Beitragsermäßigung beantragen. Das reduzierte Arbeitseinkommen 
muss aber nachgewiesen werden. Bei den Krankenkassen sind entsprechende Formu-
lare erhältlich. Ein Antrag auf Beitragsentlastung wirkt sich heute immer erst ab dem Fol-
gemonat der Antragstellung aus.  
 
Quelle:  
 
https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/krankenversicherung_1/grundprin-

zipien_1/finanzierung/beitragsbemessung/2018-11-28_Beitragsverfahrens-

grundsaetze_Selbstzahler.pdf 

 
16. Welche Auswirkungen hat die Corona-Krise auf die sozialversicherungsrechtliche 

Betriebsprüfung? 
 
Der Prüfdienst der Deutschen Rentenversicherung Bund führt seit dem 16. März 2020 
Prüfungen bei Arbeitgebern und Steuerberatern vor Ort nicht mehr durch. Soweit Prü-
fungshandlungen stattfinden, geschieht dies im Rahmen der Übersendung oder Über-
mittlung von Unterlagen und Daten, insbesondere im Rahmen der elektronisch unterstüt-
zen Betriebsprüfung. Diese Anordnung gilt bis auf weiteres. 
 

17. Wie wirkt sich die Krise auf die Beitragszahlungen zur Künstlersozialkasse und 
auf die Meldepflichten aus? 
 
Die Künstlersozialkasse (KSK) informiert auf ihrer Internetseite über Erleichterungen für 
Künstler und betroffene abgabepflichtige Unternehmen wie folgt:  
 
Die von den Künstlern zu enrichtenden Beiträge werden auf Antrag den geänderten 
Verhältnissen angepasst. Anträge finden sich auf der Internetseite unter „Vordrucke und 
Formulare. Bei akuten Zahlungsschwierigkeiten der Künstler können individuelle Zah-
lungserleichterungen gewährt werden. Hierzu informiert die KSK in Kürze. Die KSK 

https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/krankenversicherung_1/grundprinzipien_1/finanzierung/beitragsbemessung/2018-11-28_Beitragsverfahrensgrundsaetze_Selbstzahler.pdf
https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/krankenversicherung_1/grundprinzipien_1/finanzierung/beitragsbemessung/2018-11-28_Beitragsverfahrensgrundsaetze_Selbstzahler.pdf
https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/krankenversicherung_1/grundprinzipien_1/finanzierung/beitragsbemessung/2018-11-28_Beitragsverfahrensgrundsaetze_Selbstzahler.pdf
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verweist auch auf, die Möglichkeiten Leistungen nach dem SGB II und SGB III zu bean-
tragen bzw. auf die sonstigen Unterstützungsleistungen des Bundes und der Länder. 
 
Abgabepflichtige Unternehmen, die voraussichtlich geringere Umsätze mit künstleri-
schen/publizistischen Leistungen erzielen, als dies im Vorjahr der Fall war, können die 
Reduzierung der monatlichen Vorauszahlungen beantragen. Bestehen akute Zahlungs-
schwierigkeiten können individuelle Zahlungserleichterungen gewährt werden. Hierzu 
informiert die KSK in Kürze.  
 
Die KSK-Meldungen sind zum 31. März 2020 abzugeben. Die KSK teilte auf Nachfrage 
mit, dass über Verlängerungen auf Antrag nachgedacht wird. Die KSK wird hierzu infor-
mieren.  
 
Quelle: 
https://www.kuenstlersozialkasse.de/die-ksk/meldungen.html 
 

18. Welche Auswirkungen ergeben sich für die so genannten geringfügig Beschäftig-
ten („Mini-Jobber“)? Dürfen „Mini-Jobber“ die 450 Euro Grenze überschreiten, um 
möglichen erhöhten Arbeitsbedarf in einigen Branchen abzufedern? 

 
Die Minijob-Zentrale steht für alle Fragen rund um die geringfügig Beschäftigten wie 
sonst auch zur Verfügung.  
 
Antworten auf alle Fragen zu den Auswirkungen der Corona-Krise werden auch in dem 
Blog der Minijobzentrale veröffentlicht. Hierzu wurden folgende Ausführungen gemacht: 
  
Mini-Jobber haben keinen Anspruch auf Kurzarbeitergeld. Für diese können im Fall einer 
Erkrankung aber Anträge auf Erstattung im U1-Verfahren oder aber bei Vorliegen der 
Voraussetzungen auf Erstattung nach dem Infektionsschutzgesetz gestellt werden.  
 
Die von den Spitzenorganisationen der Sozialversicherung veröffentlichten "Richtlinien 
für die versicherungsrechtliche Beurteilung von geringfügigen Beschäftigungen (Gering-
fügigkeits-Richtlinien)" sind weiter anwendbar und stehen auf der Internetseite der Mini-
Jobzentrale zur Verfügung.  
 
Überschreiten der jährlichen Entgeltgrenze von 5.400 Euro  
Nach den Geringfügigkeitsregelungen (Ziffer B 3.19) kann ein gelegentliches und nicht 
vorhersehbares Überschreiten der jährlichen Entgeltgrenze von 5.400 Euro zulässig 
sein. Ein nicht vorhersehbares Überschreiten im vorgenannten Sinne liegt also auch 
dann vor, wenn Arbeitgeber aufgrund der aktuellen Corona-Krise gezwungen sind, ihre 
450-Euro-Minijobber häufiger einzusetzen als ursprünglich vereinbart. Der Status der ge-
ringfügig entlohnten Beschäftigungen bleibt in diesen Fällen trotz Überschreitung der 
jährlichen Entgeltgrenze von 5.400 Euro bestehen. 
 
Als gelegentlich ist dabei ein Zeitraum bis zu drei Monaten innerhalb eines Zeitjahres 
anzusehen.  
 

  

https://www.kuenstlersozialkasse.de/die-ksk/meldungen.html
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Der Jahreszeitraum ist in der Weise zu ermitteln, dass vom letzten Tag des zu beurtei-
lenden Beschäftigungsmonats ein Jahr zurückgerechnet wird. Als Monat gilt der Entgel-
tabrechnungszeitraum (Kalendermonat). Monate, in denen die monatliche Arbeitsent-
geltgrenze von 450 Euro vorhersehbar überschritten wird (z. B. aufgrund saisonaler 
Mehrarbeit), sind hierbei unberücksichtigt zu lassen. Das Zeitjahr entspricht einem Zeit-
raum von 12 Monaten, welcher mit dem Kalendermonat endet, für den aktuell die Beur-
teilung des Versicherungsstatus wegen nicht vorhersehbaren Überschreitens erfolgen 
soll. In diversen Beispielen wird diese Regelung zudem transparent beschrieben.  
 
Laut Minijob-Zentrale ist die Höhe des Verdienstes für die 3 Monate unbeachtlich. Wich-
tig ist es trotz der Krise für die spätere Betriebsprüfung alles ordnungsgemäß zu doku-
mentieren. 
 
Quelle: 
https://www.minijob-zentrale.de/ 
https://blog.minijob-zentrale.de/ 
 

19. Führen die geänderten Arbeitsbedingungen durch das Home-Office bei Grenzgän-
gern bzw. Entsandten zu Änderungen der sozialversicherungsrechtlichen Beurtei-
lung? 
 
Die DVKA, eine Abteilung des GKV-Spitzenverbandes, hat dazu auf ihrer Homepage 
klargestellt, dass die Corona-Krise aus ihrer Sicht derzeit keine Änderung des anwend-
baren Sozialversicherungsrechts für Grenzgänger und Entsandte nach sich ziehen wird.  
 
Quelle: 
https://www.dvka.de/de/arbeitgeber_arbeitnehmer/coronaav.html 

 
20. Welche Auswirkungen hat die Ausbreitung des Corona-Virus auf die Rechnungs-

legung zum Stichtag 31.12.2019? 
 

Es stellt sich die Frage, ob etwaige bilanzielle Konsequenzen, die aus der inzwischen 
nahezu globalen Ausbreitung des Coronavirus resultieren (bspw. außerplanmäßige Ab-
schreibungen oder die Rückstellungsbildung), bereits in zum 31.12.2019 aufzustellen-
den handelsrechtlichen Jahres- oder Konzernabschlüssen oder erst in Abschlüssen für 
Folgeperioden zu berücksichtigen sind. Eine bilanzielle Berücksichtigung bereits zum 
31.12.2019 kommt nur in Betracht, wenn die Ursachen der Ausbreitung und der resultie-
renden wirtschaftlichen Folgen des Coronavirus bereits vor diesem Datum angelegt wa-
ren, aber erst zwischen dem Abschlussstichtag und der Beendigung der Aufstellung des 
Abschlusses bekanntgeworden sind.  
 
Bei der Beurteilung der Auswirkungen des Coronavirus ist zu berücksichtigen, dass die 
Ausbreitung einen fortdauernden Prozess und nicht ein zeitpunktbezogenes Ereignis 
darstellt. Erste Fälle von Infektionen bei Menschen sind nach derzeitigen Erkenntnissen 
zwar bereits Anfang Dezember 2019 bekanntgeworden, damals aber (noch) regional be-
grenzt. Da erst die sprunghafte Ausweitung der Infektionen zu den aktuellen wirtschaftli-
chen Auswirkungen geführt hat und diese Ausweitung erst ab dem Januar 2020 aufge-
treten ist, ist nach Auffassung des IDW i.d.R. davon auszugehen, dass das Auftreten 
des Coronavirus als weltweite Gefahr wertbegründend einzustufen ist und 

https://blog.minijob-zentrale.de/
https://www.dvka.de/de/arbeitgeber_arbeitnehmer/coronaav.html


  
  

   
 

dementsprechend die bilanziellen Konsequenzen erst in Abschlüssen mit Stichtag nach 
dem 31.12.2019 zu berücksichtigen sind. 

 
Quelle: 
IDW: https://www.idw.de/blob/122498/31bce74e5b1413b91f74c9de1ea64383/down-

corona-fachlicher-hinweis-idw-dok1-data.pdf 
 

https://www.idw.de/blob/122498/31bce74e5b1413b91f74c9de1ea64383/down-corona-fachlicher-hinweis-idw-dok1-data.pdf
https://www.idw.de/blob/122498/31bce74e5b1413b91f74c9de1ea64383/down-corona-fachlicher-hinweis-idw-dok1-data.pdf
https://www.bmas.de/DE/Presse/Meldungen/2020/corona-virus-arbeitsrechtliche-auswirkungen.html
https://www.bmas.de/DE/Presse/Meldungen/2020/corona-virus-arbeitsrechtliche-auswirkungen.html
https://www.arbeitgeber.de/www/arbeitgeber.nsf/id/de_corona
https://www.rak-muenchen.de/aktuelles/artikel/news/faqs-zum-coronavirus-covid-19.html?tx_news_pi1%5Bcontroller%5D=News&tx_news_pi1%5Baction%5D=detail&cHash=f37d258e004e07788742cf7ecd1e6784
https://www.rak-muenchen.de/aktuelles/artikel/news/faqs-zum-coronavirus-covid-19.html?tx_news_pi1%5Bcontroller%5D=News&tx_news_pi1%5Baction%5D=detail&cHash=f37d258e004e07788742cf7ecd1e6784
https://www.rak-muenchen.de/aktuelles/artikel/news/faqs-zum-coronavirus-covid-19.html?tx_news_pi1%5Bcontroller%5D=News&tx_news_pi1%5Baction%5D=detail&cHash=f37d258e004e07788742cf7ecd1e6784

